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Vortrag im 
Landesmuseum
Der Historische Verein für 
das Fürstentum Liechten-
stein und das Liechtensteini-
sche Landesmuseum laden 
heute um 18 Uhr zum Vor-
trag «Die Besitzungen des 
Fürstenhauses Liechtenstein 
im heutigen Sachsen» ein.
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Wetter Vormittags 
recht sonnig, dann 
aber immer mehr 
Wolken. Seite 22
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Im Auto In der Schweiz fährt 
es sich europaweit am besten
BERN Eine internationale Autofah-
rervereinigung hat die Schweiz zum 
autofreundlichsten Land Europas 
gekürt. Dabei stützte sie sich auf die 
Zahl der Verkehrstoten, das Stras-
sennetz, die Strassenqualität, die 
Verkehrsdichte und den Treibstoff-
preis. Auf dem zweiten Platz lande-
ten die Niederlande gefolgt von Bel-
gien, wie die Organisation Internati-
onal Drivers Association am Diens-
tag mitteilte. Mit 1,71 Verkehrstoten 
pro 100 000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern liegt die Schweiz deut-
lich vor den Niederlanden mit 2,83 
und Belgien mit 5,1. Die Länder mit 
dem sichersten Strassenverkehr sind 
hinter der Schweiz Island und 

Schweden. Weiter sprach für die 
Schweiz die relativ geringe Auto-
dichte von 604 Wagen pro 1000 Ein-
wohnern mit entsprechend wenig 
Staus im Europavergleich. Die Nie-
derlande haben weltweit die besten 
Strassen, die Schweiz belegt hier 
den dritten Platz. Belgien siegte im 
Europavergleich bei der Dichte des 
Strassennetzes. Auf Platz vier lande-
te Dänemark gefolgt von Deutsch-
land und Schweden. Die Schweizer 
Nachbarländer Österreich und 
Frankreich schafften es auf den 
neunten und zehnten Rang, Italien 
hingegen landete unter den 33 ana-
lysierten Ländern nicht mehr in den 
Top Ten.  (sda)

Sport Michele Paonne wurde 
beim UCI Granfondo World Se-
ries Rennen in Antalya Katego-
rien-Zweiter, in der Overallwer-
tung gabs Rang fünf. Seite 16

Detailhandel

Migros erhöht Löhne

ZÜRICH Die Angestellten der Migros 
erhalten im kommenden Jahr mehr 
Lohn und höhere Vergütungen. Die 
Migros werde die Vergütungen in ei-
ner Bandbreite von 2,0 bis zu 2,8 
Prozent anheben, teilte der Gross-
verteiler mit. Erhöht werden auch 
die Mindestlöhne. Von Seite der Ge-
werkschaften gibt es aber Kritik. Ein 
Teil der höheren Vergütungen wird 
den Migros-Mitarbeitenden als ein-
malige Gratifikation in Form von Wa-
rengutscheinen zugesprochen. Zu-
dem sollen die Mindest- und Refe-
renzlöhne bis spätestens 2024 um 
100 Franken angehoben werden. 
Und je nach Unternehmen werden 
Zusatzleistungen geleistet.  (awp/sda)

Inland Gestern wurden die 
Gewinner des Chancen-
gleichheitspreises ausge-
zeichnet. Der erste Preis mit 
dem Wanderpreis und einem 
zweckgebundenen Barpreis 
in Höhe von 15 000 Franken 
geht dieses Jahr an den Ver-
ein SOS-Kinderdorf Liech-
tenstein. Seite 2

Inland Abschusszahlen erst 
zur Hälfte erfüllt: Jäger be-
klagen hohe Forderungen 
und Bedingungen. Seite 3

Wirtschaft Die Aussichten für 
die weltweite Wirtschaft trü-
ben sich angesichts des rus-
sischen Angriffskriegs nach 
Ansicht der OECD ein. Für 
die Schweiz revidierte die 
OECD ihre Schätzung nach 
unten. Seite 12

Sport Dressurreiterin Léonie 
Guerra präsentiert am stark 
besetzten nationalen Turnier 
in Dielsdorf erstmals ihr 
Nachwuchspferd Galina. 
Ebenfalls zum Einsatz 
kommt nach einer Verlet-
zungspause Dharkan. Seite 16

Kultur Was passiert, 
wenn man sie verliert 
und vermisst? Dem Geheim-
nis der Liebe geht die Tanz- 
und Theater-Produktion 
«Durst» auf die Spur. Das 
«Volksblatt» hat vor der 
Premiere mit der Choreogra-
fin Jacqueline Beck gespro-
chen. Seite 19

Panorama Ein Erdbeben auf 
der indonesischen Hauptin-
sel Java hat rund um die 
Stadt Cianjur eine Spur der 
Zerstörung und Verzweif-
lung hinterlassen. Die Zahl 
der Todesopfer stieg auf 
mindestens 268. Seite 24

Freie Liste nominiert 
«Vaterland»-Redakteurin
Julia Strauss soll für die 
«Weissen» in den Balzner 
Gemeinderat einziehen.

3
Schellenberg rechnet 
2023 mit Minus
Sanierungsarbeiten an 
Strassen schlagen in 
Schellenberg zu Buche.

9 13
Wenige Einsatzminuten
Omerovic mit Rolle unzufrieden

FCV-Defensivspieler 
denkt an Abschied
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Sub of the day 
CHF 
Jeden Tag ein spezielles, 
frisch vor deinen Augen  
zubereitetes Sandwich.
Subway® ist eine eingetragene Marke von Subway IP Inc. ©2017 Subway IP Inc. 
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Die Tageszeitung        für Liechtenstein

Fussball-WM

Saudi-Arabien
gelingt ein Coup
Saudi-Arabien sorgte 
für die erste grosse 
Überraschung an der 
Weltmeisterschaft in 
Katar. Das im FIFA-Ran-
king zweitschlechteste 
Team aller Teilnehmer 
setzt sich gegen den 
zweifachen Weltmeister 
Argentinien 2:1 durch. 
Die Tore der Sieger 
schossen Saleh Al-
Shehri und Salem Al-
Dawsari. Für Argentini-
en traf Superstar Lionel 
Messi mit seinem 92. 
Länderspiel-Tor per 
Foulelfmeter. (Foto: RM) 

Seiten 14 und 15

Zukunft.li vom geplanten Ausbau 
des Finanzausgleichs überrascht
Interview Dass der Finanzausgleich horizontal erhöht werden soll, findet die Stiftung Zukunft.li mit Blick auf die hohen Netto-
finanzvermögen der Gemeinden nicht richtig und regt einmal mehr die Absenkung des Mindestgemeindesteuerzuschlags an.

VON HANNES MATT

Zwischen den Gemeinden gibt es 
grosse Unterschiede, was die Steuer-
kraft anbelangt. Es geht zwar allen 
ziemlich gut – insbesondere Vaduz 
und Schaan haben aber viel höhere 
Einnahmen und Reserven als der 
Rest. Der Finanzausgleich ist dazu 
da, dass jede Gemeinde ihre Aufga-
ben wahrnehmen kann: Mittels kom-
plizierter Berechnung fliesst Geld an 
die weniger finanzstarken Gemein-
den. Bislang stammt dieses vom 
Land, was auch als «vertikaler Aus-

gleich» bezeichnet wird. Nun soll 
noch ein «horizontaler» Ausgleich 
hinzukommen, bei dem die beson-
ders reichen Gemeinden Vaduz und 
Schaan je rund 7 Millionen Franken 
an die anderen Gemeinden abzuge-
ben haben. So sieht es der Vorschlag 
der Regierung vor, der nächste Wo-
che im Landtag behandelt wird.
Das horizontale Modell hatte die Stif-
tung Zukunft.li vor einigen Jahren 
aufs Parkett gebracht. Entsprechend 
positiv äussert sich der Geschäfts-
führer des Thinktanks, Thomas Lo-
renz, im Interview mit dem «Volks-

blatt» über die geplante Implemen-
tierung. Gleichzeitig zeigte er sich 
aber auch sehr überrascht, dass die 
neuen, horizontalen Mittel nicht 
vom bisherigen Volumen abgezogen 
werden – sondern damit der gesamte 
Finanzausgleich erhöht wird. Denn 
dass die Gemeinden so noch mehr 
Geld erhalten, hält Lorenz mit Ver-
weis auf die Entwicklung ihrer Netto-
finanzvermögen nicht für nötig. 
Auch wenn man nicht alle Gemein-
den über einen Kamm scheren kön-
ne: «Mit diesem deutlich höheren Fi-
nanzausgleichsvolumen werden die 

Reserven bei diversen Gemeinden 
noch weiter ansteigen», wie Thomas 
Lorenz überzeugt ist. Dies hätte zur 
Folge, dass Steuereinnahmen ab ei-
nem gewissen Volumen dann keine 
Wirkung mehr hätten. Mit Blick auf 
den Grundsatz, dass die öffentliche 
Hand nur so viel Geld einnehmen 
sollte, wie sie für deren Aufgaben 
braucht, wäre es dann besser, Steu-
ersenkungen ins Visier zu nehmen. 
«Denn wenn Steuergelder nichts 
mehr nützen, hätte ich sie lieber 
selbst im Portemonnaie», so Lorenz 
für uns alle sprechend.  Seite 5
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3 × 2 Tickets für das Royal Classical Ballett mit Schwanensee
Die Schwäne schweben wieder in Schaan. Nach der Corona-Pause kehrt der 
beliebteste Tschaikowsky-Klassiker «Schwanensee» zurück auf die Bühne. 
«Volksblatt»-Abonnenten können 3x2 Tickets für die Aufführung am  
10. Dezember im SAL Saal in Schaan gewinnen. 
«Volksblatt»-Abonnenten können Tickets unter volksblatt.li/vorteilsclub 
gewinnen. Teilnahmeschluss ist der 7. Dezember 2022, 13 Uhr.

Volksblatt Vorteilsclub

Vorteilskarte
Volksblatt
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Schwerpunkt Anpassungen beim Finanzausgleich

Thomas Lorenz: «Mich überrascht, dass es 
für das Land höchstens neutral bleibt»
Interview Bereits 2016 hatte die Stiftung Zukunft.li für einen horizontalen Finanzausgleich plädiert. Dieser soll nun eingeführt werden. Geschäftsführer Thomas 
Lorenz zeigt sich aber überrascht, dass mit den neuen Mitteln aus Vaduz und Schaan einfach der gesamte Finanzausgleich erhöht wird und das Land leer ausgeht. 

VON HANNES MATT

«Volksblatt»: Herr Lorenz, in einer 
Woche behandelt der Landtag die 
Regierungsvorlage für einen Finanz-
ausgleich mit horizontaler Kompo-
nente. Wie beurteilen Sie diese?
Thomas Lorenz: Es ist natürlich zu 
befürworten, dass der horizontale 
Ausgleich kommt oder zumindest 
von der Regierung vorgeschlagen 
wird. Im aktuellen Gesetz lautet die 
Zielsetzung, dass der Finanzaus-
gleich dazu da ist, dass Gemeinden 
ihre Aufgaben erfüllen können. Nun 
wird das Finanzausgleichsgesetz mit 
dem Zusatz ergänzt, dass die hohen 
Steuerkraftunterschiede reduziert 
werden – was zusätzlich über den ho-
rizontalen Ausgleich passieren soll. 
Die Steuerkraft der reichen Gemein-
den sinkt, bei den Empfängergemein-
den steigt sie. Ein sinnvoller Schritt.

Vaduz und Schaan sollen je rund 7 
Millionen Franken an die anderen 
Gemeinden abgeben, während das 
Land leer ausgeht – konkret sogar 
noch ein Minus macht. Das Volumen 
des Finanzausgleichs wird also um 
rund 15 Millionen Franken erhöht. 
Ist das im Sinn der Sache?
Das hat mich schon sehr über-
rascht. Ein horizontales System zu 
implementieren, befürworte ich 
sehr. Meine Erwartung wäre aber 
gewesen, dass die Mittel, die nun 
horizontal umverteilt werden, vom 
bisherigen Volumen abgezogen wer-
den, anstatt einfach den gesamten 
Finanzausgleich damit zu erhöhen. 
Nun bleibt es für das Land aber 
höchstens neutral. 
Mit Blick auf die Dimensionen des 
Vorschlags hätte man sich die Frage 
stellen können, ob es den Zuschlag 
für die kleineren Gemeinden – heute 
die Stufe 2 – überhaupt noch in die-
sem Umfang braucht. Die Stufe 1 für 
alle Finanzausgleichsgemeinden 
wird nun dermassen angehoben, 
dass die «Nachteile der Kleinheit» 
geringer werden. 
Grundsätzlich muss sich die Politik 
der Grundsatzfrage stellen: Ist man 
der Meinung, dass das Volumen, das 
heute insgesamt über den Finanz-
ausgleich an die Empfängergemein-
den f liesst, zu tief ist oder nicht – 
und wenn ja in welchem Ausmass.

Und was ist Ihre Meinung: Bekom-
men die Gemeinden bereits heute 
genug Geld über den Finanzaus-
gleich, sodass sie ihre Aufgaben be-
wältigen können?
Bei den heutigen Reservenständen 
(2021) der Gemeinden bei 1,3 Milliar-
den Franken – ohne Schaan und Va-
duz waren es immerhin noch über 
400 Millionen Franken – kann man 
die Frage meines Erachtens mit Ja be-
antworten. Man kann zwar nicht alle 
Gemeinden über einen Kamm sche-
ren. Die Reservenentwicklung spricht 
aber schon eine klare Sprache: Zwi-

schen 2013 bis 2021 hat nur eine Ge-
meinde ihr Nettofinanzvermögen re-
duziert, die anderen haben um 460 
Millionen Franken zugelegt. Von den 
380 Millionen Franken bei Vaduz 
und Schaan abgesehen, haben auch 
die kleineren Gemeinden wie Gam-
prin (33 Millionen), Schellenberg (11 
Millionen), Ruggell (9 Millionen) und 
Planken (7 Millionen) kräftig zuge-
legt. Allerdings waren die Gründe da-
für unterschiedlich und nicht nur auf 
den Finanzausgleich zurückzufüh-
ren. Da muss man schon gut erklä-
ren, dass es eine Notwendigkeit gibt, 
dass das Finanzausgleichsvolumen 
insgesamt erhöht werden muss. Aber 
auch hier gilt, dass es zwischen den 
Gemeinden Unterschiede gibt.

Es gibt aber durchaus Gemeinden, 
die jüngst Probleme mit der Liquidi-
tät hatten – etwa Mauren. 
Liquidität darf hier nicht der Ver-
gleichswert sein, sondern das Netto-
finanzvermögen. Viele Gemeinden 
betreiben eine aktive Bodenpolitik – 
aus Sicht einer gezielten Gemeinde-
entwicklung bis zu einem bestimm-
ten Mass sicher sinnvoll. Nur: Wenn 
man einen Boden kauft, hat man 
zwar geringere Liquidität, ist aber 
nicht tatsächlich ärmer.

Ich nehme mal an, dass es ein politi-
scher Entscheid war, dass das Land 
vom neuen Finanzausgleich nicht 
profitieren soll. Wie sehen Sie es?
Das weiss ich nicht, könnte aber ein 
Aspekt sein. Es ist ja bekannt, dass 
die Gemeinden das Credo vertraten, 
dass das Land bei einer Reform des 
Finanzausgleichs nicht profitieren 
darf. Das ist für mich kein stichhalti-
ges Argument, denn schliesslich spre-
chen wir hier von Transferleistungen 

des Landes und die sollten wie alle 
anderen Transferleistungen so gestal-
tet werden, dass sie die gewünschten 
Ziele erreichen. Ich wage die These, 
dass mit diesem deutlich höheren Fi-
nanzausgleichsvolumen die Reserven 
bei diversen Gemeinden weiter an-
steigen. Wenn das eintrifft, verschie-
ben wir so Steuergelder vom Bank-
konto des Landes ganz einfach zum 
Bankkonto der Gemeinden.

Die Gemeinden sind mit Blick auf ih-
re Investitionen aber doch stärker 
als das Land auf hohe Reserven an-
gewiesen. Wo ist das Problem?
Das stimmt. Aber ab einem gewissen 
Einnahmenvolumen haben Steuer-
einnahmen keine Wirkung mehr 
und führen nur noch zu höheren Re-
serven. Sie «entfremden» uns ein 
Stück weit auch von den eigenen 
Entscheidungen. Ein Vergleichsbei-
spiel: Wenn wir in Gamprin bei-
spielsweise einen Badesee bauen, 
dann sollten in diesen Entscheid 
doch auch die finanziellen Konse-
quenzen einfliessen, dass also zum 
Beispiel der Gemeindesteuersatz ein 
paar Jahre erhöht werden muss. Das 
ist aber schwierig, wenn so hohe 
Mittel verfügbar sind. Schliesslich 
vertreten doch wir alle den Grund-
satz, dass der Staat nur so viel Geld 
einnehmen sollte, wie er für seine 
Aufgaben braucht. 

Ob das Geld nun beim Land ist oder 
bei den Gemeinden … Zumindest 
gibt es keine Verlierer.
Doch, uns. Wenn Steuergelder nichts 
mehr nützen, hätte ich sie lieber 
selbst im Portemonnaie. Deshalb bin 
ein Fan des Finanzleitbilds des Lan-
des, das hier bei den staatlichen Re-
serven eine untere, aber auch eine 

obere Grenze vorgibt. Die obere 
liegt bei 300 Prozent der laufenden 
Ausgaben. Gehen die Reserven dar-
über, dann müssten Massnahmen 
getroffen werden, damit die Bedin-
gung wieder eingehalten ist. Ein sol-
ches Regelwerk, das bei zu hohen 
Reserven eingreift, gibt es bei den 
Gemeinden nicht. 

Also eines, dass auch Gemeinden 
zum «Herausschmeissen» des Geldes 
der öffentlichen Hand zwingt?
Natürlich nicht, aber dann müssten 
Steuersenkungen die Alternative 
werden. Ich finde, dass es in diesem 
Rahmen auf jeden Fall erlaubt ist, 
mit Blick auf die hohen Reserven der 
Gemeinden über eine Senkung der 
unteren Gemeindesteuerfussgrenze 
von heute 150 Prozent um etwa 15 
oder 20 Prozent nachzudenken.

Für Steuersenkungen macht sich die 
als liberal bekannte Stiftung Zu-
kunft.li ja seit Längerem stark. So 
lange es aber Gemeinden gibt, die 
180 Prozent verlangen müssen, ist 
das aber nicht wirklich fair.
Wir haben Steuersenkungen bis an-
hin mit Bezug auf hohe Gemeindere-
serven thematisiert. Definieren Sie 
«fair». Mit der Anpassung des Fi-
nanzausgleichs wird ja politisch die 
Zielgrösse von 150 Prozent anvisiert 
– sprich, dass die heute höher liegen-
den Gemeinden Balzers, Mauren 
und Ruggell die zusätzlichen Mittel 
dafür nutzen können, den Gemein-
desteuerzuschlag auf 150 Prozent zu 
senken. Aber: Wollen wir Gemein-
den mit hohem eigenem Gestal-
tungsspielraum oder wollen wir ei-
nen «Einheitsbrei»? Ich bin ein An-
hänger von hoher Gemeindeautono-
mie, sie ist aber auch damit verbun-

den, die finanziellen Folgen der ei-
genen Entscheidungen zu tragen.
Wir haben vor einiger Zeit in einer 
Studie aufgezeigt, dass die Gemein-
den in einzelnen Bereichen durch 
eine stärkere Zusammenarbeit noch 
hohes Effizienzpotenzial haben. Es 
ist nicht Aufgabe des Finanzaus-
gleichs, die Aufwendungen zu finan-
zieren, wenn Effizienzpotenzial 
nicht ausgeschöpft wird. Ich kritisie-
re dabei ja nicht diese Entscheide 
der Gemeinden – sie sind ja gerade 
Ausdruck von Gemeindeautonomie. 
Aber eben, dann bitte nicht zu Las-
ten der Steuerzahler aus anderen 
Gemeinden. 

Und dann gibt es noch die Weilerge-
meinden Eschen-Nendeln und Mau-
ren-Schaanwald, die mit Blick auf 
ihre beiden «Infrastrukturen» gerne 
mehr Geld hätten. Ein berechtigtes 
Anliegen?
Das Argument der finanziellen Dop-
pelbelastung in diesen Gemeinden 
spielt meiner Meinung nach nicht 
und wird auch in den Zahlen nicht 
nachgewiesen. Wenn man dort die 
entsprechenden Positionen an-
schaut, müssten die beiden Gemein-
den dort eigentlich höhere Pro-Kopf-
Aufwendungen haben. Das ist aber 
nicht in einem Ausmass zu erken-
nen, dass es als «Last» im Finanzaus-
gleich ausgeglichen werden müsste. 
Sonst hätten wir noch diverse weite-
re Komponenten, über die diskutiert 
werden könnte, zum Beispiel topo-
grafische Nachteile.

Finden Sie es sinnvoll, dass nun am 
Finanzausgleich geschraubt wird, 
die weitere Aufgabenentflechtung 
aber erst später angegangen wird?
Ich finde es gut und sinnvoll, dass die 
Aufgabenentf lechtung nicht zwin-
gend mit dem Finanzausgleich ver-
knüpft wird. Das eine schliesst das 
andere ja nicht aus. Wenn die Reform 
des Finanzausgleichs durch ist, kann 
bei entsprechend politischem Willen 
eine sinnvolle Aufgabenentflechtung 
angegangen werden. Das würde ich 
natürlich sehr befürworten und ist 
auch bereits als in der Regierungs-
vorlage angesprochen. Allerdings 
darf man auch festhalten, dass die 
Aufgabe nicht trivial ist, gerade wie-
der wegen der sehr unterschiedli-
chen Ausgangslage der Gemeinden.

Was finden Sie hier sinnvoll?
Es geht in erster Linie um grosse 
Aufwandpositionen im Bildungs- 
und im Sozialbereich. Die stationäre 
Alterspflege wäre meines Erachtens 
mit Blick auf die Bürgernähe ein Be-
reich, der von den Gemeinden über-
nommen werden könnte – sie waren 
hier auch früher schon im lead. Auf 
der anderen Seite könnte das Land 
dafür etwa die Lehrerlöhne ganz 
übernehmen. Aber eben – das klingt 
einfacher als es in der Umsetzung 
ist, aber machbar ist es.

So weit gehen die Steuerkraftunterschiede der Gemeinden auseinander: Der Geschäftsführer der Stiftung Zukunft.li, 
Thomas Lorenz, hält die Einführung eines horizontalen Finanzausgleichs deshalb im Grundsatz für sinnvoll. (Foto: Zanghellini)


